
Freistellungsauftrag für Kapitalerträge 
und Antrag auf ehegattenübergreifende Verlustverrechnung

(Gilt nicht für Betriebseinnahmen und Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung)

                                                                                                                                            .
Name, Vorname, Geburtsdatum, abweichender Geburtsname Straße, Hausnummer 
des Gläubigers der Kapitalerträge (Mitglied)

                                                                                  .                                    .
11-stellige Steuer-Identifikationsnummer des Gläubigers Postleitzahl, Ort Mitgliedsnr. 
NICHT die Steuernummer der Form .../.../..... → siehe Rückseite ganz oben!

 Gemeinsamer Freistellungsauftrag1 – BITTE Erläuterung auf Folgeseite beachten – 

                                                                                                                                            .
Name, Vorname, Geburtsdatum, abweichender Geburtsname,
des Ehegatten

_
 
 
 
 
 
_

 
 
 
 
 
_

 
 
 
 
 
_

 
 
 
 
 
_

 
 
 
 
 
_

 
 
 
 
 
_

 
 
 
 
 
_

 
 
 
 
 
_

 
 
 
 
 
_

 
 
 
 
 
_

11-stellige Steuer-Identifikationsnummer des Ehegatten ggf. Mitgliedsnummer
des Ehegatten

An die  BürgerEnergie Jena eG,  Saalstraße 8a , 07743 Jena

Hiermit erteile ich/erteilen wir2 Ihnen den Auftrag, meine/unsere2 bei Ihrem Institut anfallenden Kapitalerträge vom Steuerabzug 
freizustellen und/oder bei Dividenden und ähnlichen Kapitalerträgen die Erstattung von Kapitalertragsteuer zu beantragen, und 
zwar

  bis zu einem Betrag von EUR (bei Verteilung des Sparer-Pauschbetrages auf mehrere Kreditinstitute).

 bis zur Höhe des für mich/uns2 geltenden Sparer-Pauschbetrages von insgesamt 1.000 EUR/2.000 EUR2. 

 über 0 EUR3 (sofern lediglich eine ehegattenübergreifende Verlustverrechnung beantragt werden soll).

 Dieser Auftrag gilt ab dem 01.01. (frühestens 01.01.2026)

 so lange, bis Sie einen anderen Auftrag von mir/uns2 erhalten. 

 bis zum 31.12. .

Die in dem Auftrag enthaltenen Daten werden dem Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) übermittelt. Sie dürfen zur Durchführung eines Verwal-
tungsverfahrens oder eines gerichtlichen Verfahrens in Steuersachen oder eines Strafverfahrens wegen einer Steuerstraftat oder eines Bußgeld-
verfahrens wegen einer Steuerordnungswidrigkeit verwendet sowie vom BZSt den Sozialleistungsträgern übermittelt werden, soweit dies zur 
Überprüfung des bei der Sozialleistung zu berücksichtigenden Einkommens oder Vermögens erforderlich ist (§ 45 d EStG).

Ich versichere/Wir versichern2, dass mein/unser2 Freistellungsauftrag zusammen mit Freistellungsaufträgen an andere Kreditinstitute, Bauspar-
kassen, das BZSt usw. den für mich/uns2 geltenden Höchstbetrag von insgesamt 1.000 EUR/2.000 EUR2 nicht übersteigt. Ich versichere/Wir ver-
sichern2 außerdem, dass ich/wir2 mit allen für das Kalenderjahr erteilten Freistellungsaufträgen für keine höheren Kapitalerträge als insgesamt 
1.000 EUR/2.000 EUR2 im Kalenderjahr die Freistellung oder Erstattung von Kapitalertragsteuer in Anspruch nehme(n)2.

Die mit dem Freistellungsauftrag angeforderten Daten werden auf Grund von § 44 a Abs. 2 und 2 a, § 45 b Abs. 1 und § 45 d Abs. 1 EStG erhoben. 
Die Angabe der steuerlichen Identifikationsnummer ist für die Übermittlung der Freistellungsdaten an das BZSt erforderlich. Die Rechtsgrundlagen 
für die Erhebung der Identifikationsnummer ergeben sich aus § 139 a Abs. 1 Satz 1 2. Halbsatz AO, § 139 b Abs. 2 AO und § 45 d EStG. Die Identi-
fikationsnummer darf nur für Zwecke des Besteuerungsverfahrens verwendet werden.

                                                                                                                                                                                
Datum Unterschrift ggf. Unterschrift Ehegatte, gesetzliche(r) Vertreter

 Zutreffendes bitte ankreuzen.
1 Angaben zum Ehegatten und dessen Unterschrift sind nur bei einem gemeinsamen Freistellungsauftrag erforderlich.
2 Nichtzutreffendes bitte streichen.
3 Möchten Sie lediglich eine ehegattenübergreifende Verlustverrechnung beantragen, so kreuzen Sie bitte dieses Feld an.

Der Höchstbetrag von 2.000 EUR gilt nur bei Ehegatten, die einen gemeinsamen Freistellungsauftrag erteilen und bei denen die Voraussetzun-
gen einer Zusammenveranlagung i. S. d. § 26 Abs. 1 Satz 1 EStG vorliegen. Der gemeinsame Freistellungsauftrag ist z. B. nach Auflösung der 
Ehe oder bei dauerndem Getrenntleben zu ändern. Erteilen Ehegatten einen gemeinsamen Freistellungsauftrag, führt dies am Jahresende zu ei-
ner Verrechnung der Verluste des einen Ehegatten mit den Gewinnen und Erträgen des anderen Ehegatten. Der Freistellungsauftrag kann nur für 
sämtliche Depots oder Konten bei einem Kreditinstitut oder einem anderen Auftragnehmer gestellt werden. Ein Widerruf des Freistellungsauftrags 
ist nur zum Kalenderjahresende möglich.

ACHTUNG: Ohne Angabe der Steueridentifikationsnummer(n), sowie Geburtsdaten kann keine Bearbeitung erfolgen!
Der Antrag muss schriftlich mit orginal Unterschrift(en) vorliegen. SCANNEN + MAILEN reicht NICHT!



Merkblatt Abgeltungssteuer und Freistellungsauftrag

Was ist und wo finde ich die Steueridentifikationsnummer?

Die Steueridentifikationsnummer enthält keine Schrägstriche, sie ist NICHT die Steuernummer (diese enthält zwei 
Schrägstriche). Die Steueridentifikationsnummer wurde jedem Bürger ab 2008 per Brief mitgeteilt, und sie ist auch ganz 
oben links als sog. “IdNr.” auf jedem Einkommensteuerbescheid angegeben. Es ist eine mit Leerzeichen getrennte Folge 
von 11 Ziffern.

Wenn wir Ihre Steueridentifikationsnummer schon kennen, ist sie im vorausgefüllten Formular angegeben.

Gemeinsamer Freistellungsauftrag für Ehegatten

Wenn Sie mit Ihrem Ehepartner bzw. eingetragenen Lebenspartner gemeinsam steuerlich veranlagt werden, füllen Sie bitte 
den Freistellungsauftrag gemeinsam aus. (Gemeinsame Veranlagung wird meist gewählt. Andernfalls wissen Sie das von sich.)

Dies gilt unabhängig davon, ob Ihr Partner ebenfalls Genossenschaftsmitglied ist oder nicht. 
Wenn ja, bitte die betreffende Mitgliedsnummer mit angeben.

Ganz wichtig: Füllen Sie bitte nur einen gemeinsamen Freistellungsauftrag aus! Bitte senden Sie keinesfalls 2 
Stück (einmal aus Sicht des einen und dann noch einmal “andersrum”). Das ist falsch, damit können wir nicht arbeiten.

Wir benötigen unbedingt die vollständigen Daten und Unterschriften beider Ehegatten! 
Sie vermeiden dadurch unnötige Rückfragen. 

Schriftform mit original Unterschrift(en) ist erforderlich

Damit Freistellungsaufträge vom Finanzamt anerkannt werden, müssen sie schriftlich mit original Unterschrift(en) vorliegen. 
Scannen und mailen reicht NICHT!

Welche Freibeträge gibt es?

Für Alleinstehende 1.000 EUR, für zusammenveranlagte Ehegatten 2.000 EUR

Wie hoch sollte der Freistellungsbetrag sein?     

Wir empfehlen Ihnen, den Betrag in Höhe Ihrer für die nächsten Jahre zu erwartenden Auschüttungen zu wählen, also zwis-
chen 4% und 5% Ihrer Einlagen bei uns.

Was passiert, wenn Ihre Kapitalerträge den erteilten Freistellungsbetrag überschreiten?

In diesem Fall wird von dem Teil des Kapitalertrages, der über dem uns erteilten Freistellungsbetrag liegt, ein Steuerabzug 
(Abgeltungsteuer) von 25 % zuzüglich 5,5 % Solidaritätszuschlag vorgenommen. Die Beträge werden anonym – also ohne 
Nennung persönlicher Daten – an das Finanzamt abgeführt.

Wann sollte der erteilte Freistellungsauftrag überprüft werden?

Bitte notieren Sie die an verschiedene Stellen, z.B. an uns sowie an Banken, erteilten Freistellungsaufträge. Sobald steigende 
Zinsgutschriften zu erwarten sind, sollten Sie Ihre Freistellungsaufträge überprüfen und vor der Zinsgutschrift ändern. Bei 
Neuerteilung sind zwingend die im Kalenderjahr bereits verbrauchten Freibeträge zu berücksichtigen. Die Ermäßigung des 
Freistellungsauftrages ist nur bis zur Höhe des im Kalenderjahr verbrauchten Freibetrages möglich. Ein Widerruf im laufenden 
Kalenderjahr ist nur möglich, wenn noch keine Zinsgutschriften erfolgt sind. 

Welche Daten erhalten die Finanzbehörden?     

Die persönlichen Daten sowie die Höhe der freigestellten Zinsen werden dem Bundeszentralamt für Steuern mitgeteilt. Damit 
stehen sie den Finanzbehörden zu Prüfungszwecken zur Verfügung. Das Bundeszentralamt für Steuern darf die Daten auch 
den Sozialleistungsträgern mitteilen, soweit dies zur Überprüfung des bei der Sozialleistung zu berücksichtigenden Einkom-
mens oder Vermögens erforderlich ist. 


